
Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Muchitsch, 
Genossinnen und Genossen 

zum Bericht des Ausschusses für Arbeit und Soziales über die 

Regierungsvorlage (1105 d.B.): Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 

Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, 

das Opferfürsorgegesetz, das Impfschadengesetz, das 

Verbrechensopfergesetz, das Heimopferrentengesetz, das Pensionsgesetz 

1965, das Bundestheaterpensionsgesetz und das Bundesbahn-Pensionsgesetz 

geändert werden (Pensionsanpassungsgesetz 2022 - PAG 2022) (1127 d.B.) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Gesetzesantrag wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 (Allgemeines Sozialversicherungsgesetz) wird wie folgt geändert: 

1. In§ 759 Abs. 1 Z 2 wird der Ausdruck „1.300 €" durch den Ausdruck „2.000 €" 
ersetzt. 

2. In § 759 Abs. 1 Z 3 wird der Ausdruck „ 1.300 €" durch den Ausdruck „2.000 €" 
ersetzt. 

3. § 759 Abs. 8 lautet wie folgt: 

„(8) (Verfassungsbestimmung) Die Anpassung für das Kalenderjahr 2022 von 
Leistungen , die vom Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBI. 1 Nr. 46/2014, 
erfasst sind , darf die Erhöhung nach Abs.1 , maximal aber 66 €unter 
Heranziehung des Gesamtpensionseinkommens (Abs.2) nicht überschreiten . 
Umfasst sind jedenfalls jene auf landesgesetzlichen Regelungen basierenden 
Leistungen , für die nach§ 10 Abs. 6 BezBegrBVG, BGBL. 1 Nr. 64/1997, eine 
Befugnis zur Festlegung eines Sicherungsbeitrages besteht. " 
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II. Artikel 2 (Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz) wird wie folgt 
geändert: 

1. In§ 392 Abs. 1Z2 wird der Ausdruck „1.300 €" durch den Ausdruck „2 .000 €" 

ersetzt. 

2. In§ 392 Abs. 1 Z 3 wird der Ausdruck ,,1 .300 €" durch den Ausdruck „2.000 €" 

ersetzt. 

III. Artikel 3 (Bauern-Sozialversicherungsgesetz) wird wie folgt geändert: 

1. In § 386 Abs. 1 Z 2 wird der Ausdruck „ 1. 300 €" durch den Ausdruck „2. 000 €" 

ersetzt. 

2. In§ 386 Abs. 1 Z 3 wird der Ausdruck „1.300 €" durch den Ausdruck „2.000 €" 

ersetzt. 
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Begründung 

Aufgrund des gesetzlichen Systems wird die derzeitige Teuerung erst bei der 
nächsten Pensionsanpassung 2023 schlagend. Um vor allem kleine und mittlere 
Pensionen gegen diese Teuerung zu unterstützen, muss die Pensionserhöhung 
angepasst werden. Es muss diese extreme Teuerung Pensionist*innen zumindest 
zum Teil abgegolten werden . 

Die von der Regierung vorgelegte Einschleifregelung der Anpassung ist viel zu steil. 
Bereits ab einer Pension von 1.300 Euro soll es nur mehr 1,8% Erhöhung geben. 
Das sind bei 1.300 Euro Pension lediglich 23,40 Euro. 

Die Einsehleitung soll daher bis 2.000 Euro ausgedehnt werden . Das würde für die 
1.300 Euro-Pension immerhin 39 Euro Erhöhung bedeuten. 

Aber auch die Sonderpensionsregelung ist unzureichend. Sie bedeutet z.B. bei 
einem Gesamtpensionseinkommen von 10.000 Euro eine Erhöhung von 180 Euro. 

Für den männlichen ASVG-Durchschnitts-Pensionisten (rund 1.800 Euro) oder für 
die weibliche ASVG-Durchschnitts-Pensionistin (rund 1.100 Euro) beträgt die 
Pensionserhöhung rund 28 Euro. Derartige Verwerfungen sind nicht akzeptabel! 

Die Erhöhung der ASVG-Höchstpension von rund 3.650 Euro beträgt 65,70 Euro. 
Die Erhöhung der Pensionen nach dem Sonderpensionenbegrenzungsgesetz muss 
daher mit einem Fixbetrag in Höhe der maximalen Erhöhung im ASVG, also mit 
maximal 66 Euro festgelegt werden . 
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